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113. Bundesgesetz: Änderung des Beteiligungsfondsgesetzes
(NR: GP XVIII IA 407/A AB 892 S. 100. BR: AB 4447 S. 564.)

114. Bundesgesetz: Leistung eines weiteren österreichischen Beitrages an den Fonds des Umweltprogram-
mes der Vereinten Nationen
(NR: GP XVIII RV 739 AB 907 S. 101. BR: AB 4463 S. 564.)

113. Bundesgesetz, mit dem das Beteiligungs-
fondsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 18. Februar 1982 über die
Errichtung und Verwaltung von Beteiligungsfonds
(Beteiligungsfondsgesetz), BGBl. Nr. 111/1982, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 312/1987, wird wie folgt geändert:

1. § 14 Abs. 7 lautet:

„(7) Beteiligungen an Unternehmen sind bei der
Erstveranlagung für mindestens zehn Jahre einzu-
gehen (Bindungsfrist). Die Aufgabe einer Beteili-
gung vor Ablauf der Bindungsfrist ist nur zulässig,
wenn ein wichtiger Grund zur Beendigung des
Beteiligungsverhältnisses vorliegt. Als wichtige
Gründe gelten insbesondere die wesentliche Ände-
rung der Geschäftsgrundlage gegenüber dem
Zeitpunkt des Eingehens der Beteiligung, die
nachhaltige Ertragslosigkeit des Beteiligungsunter-
nehmens sowie die wiederholte Nichtbeachtung der
gemäß Abs. 3 eingeräumten Informations-, Kon-
troll- und Mitspracherechte. Die Aufgabe einer
Beteiligung vor Ablauf der Bindungsfrist ist von der
Beteiligungsfondsgesellschaft unverzüglich dem
Bundesminister für Finanzen unter Angabe des
Grundes in Schriftform zu melden. Wer dieser
Meldepflicht zuwiderhandelt, begeht eine Verwal-
tungsübertretung nach § 33 KWG."

2. § 24 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 14 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgeset-
zes, BGBl. Nr. 113/1993, tritt mit 1. Jänner 1993 in
Kraft."

Klestil
Vranitzky

114. Bundesgesetz über die Leistung eines
weiteren österreichischen Beitrages an den
Fonds des Umweltprogrammes der Vereinten

Nationen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundespräsident oder ein von ihm
hiezu bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich die Verpflichtung
zu übernehmen, an den Fonds des Umweltprogram-
mes der Vereinten Nationen (UNEP-Fonds) für
1992 einen Betrag in der Höhe des US $
Gegenwertes von 5 Millionen Schilling und für 1993
und 1994 jeweils einen Betrag in der Höhe des US $
Gegenwertes von 6 Millionen Schilling zu leisten —
unter Berücksichtigung der in der Laufzeit des
Bundesgesetzes zu erwartenden Paritätsschwan-
kungen.

(2) Die für die Leistung der Beitragszahlung
erforderlichen Veranlassungen hat die Bundesmini-
sterin für Umwelt, Jugend und Familie nach
Maßgabe des jährlichen Bundesfinanzgesetzes zu
treffen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesministerin für Umwelt, Jugend und
Familie im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen betraut.

Klestil

Vranitzky
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